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Einleitung 

Wir danken dem Bundesministerium Energie und Wirtschaft für die Möglichkeit zum vorliegenden 

Entwurf Stellung nehmen zu können. Als Bundesverband Energiespeicher Systeme e.V. vertreten wir 

mit über 430 internationalen Mitgliedsunternehmen die Flexibilitätsbranche in den Bereichen Strom, 

Mobilität und Wärme. Flexibilität, Speicher und erneuerbare Erzeugung sind der Schlüssel für eine 

resiliente und kosteneffiziente Versorgung mit Wärme und Kälte für die nächsten Jahrzehnte. 

Flexible Wärmesysteme auf Basis von PV-, Windanlagen und Speichern ermöglichen es, stabile Preise 

über Jahrzehnte zu garantieren. Alle zukünftigen Großwärmepumpen-Projekte in Deutschland sollten 

deshalb in Kombination mit Energiespeichern, z. B. thermischen Pufferspeichern umgesetzt werden. So 

kann nachhaltige Wärme in Zeiten mit einem hohen Dargebot erneuerbarer Energien und mit günstigen 

Börsenstrompreisen systemdienlich erzeugt werden. 

Anmerkungen zum vorliegenden Referentenentwurf 

Wir begrüßen die Umsetzung der verpflichtenden Planung von Kälteversorgung in größeren Städten. Sie 

ist ein entscheidender Baustein, um die Lebensbedingungen trotz immer höherer Temperaturen und 

zunehmenden Starkwetterereignissen zu ermöglichen. 

Die Erleichterungen für kleine Kommunen können wir in Teilen nachvollziehen. Dass in vielen 

Kommunen Wärmenetze keine Lösung darstellen, entspricht der Projektpraxis. Ebenfalls der 

Projektpraxis entspricht jedoch weiterhin, dass sich Kommunen intensiver mit der künftigen Wärme- 

und Kälteversorgung auseinandersetzen müssen. Hier besteht weiterhin ein hoher Aufklärungsbedarf.  

Entscheidend ist deshalb, dass die Erleichterung nicht die Verwässerung von Planungsanstrengungen 

bedeutet. Das wäre ein entschieden falsches Signal. Dies würde nicht nur Potenzial für die Kommunen 

verschenken, sondern Wertschöpfung und Investitionen durch die Errichtung von Infrastruktur 

verhindern. 

 

Forderungen zur Weiterentwicklung des Wärmeplanungsgesetzes darüber hinaus 
 

Es braucht eine deutliche Weiterentwicklung der Anforderungen in der Wärmeplanung: 

(1) Die Verbindlichkeit der Wärmeplanung der Kommunen muss gestärkt werden. Der Mangel an 

Verbindlichkeit der Wärmeplanung verschleppt dringend nötige Infrastrukturinvestitionen. Die 

Vorteile einer zukunftsfesten Infrastruktur bestehen nicht nur für die Bevölkerung, sondern 

bedeuten neue Arbeitsplätze und Wachstum in Zukunftsbranchen. Im Bereich der Wärmeplanung 

wird derzeit aktiv an Innovationen gearbeitet. Dabei geht es um intelligente Steuerung von Netzen, 

Wärmeübertragungstechnologien, Speicherlösungen, flexible Wärmepumpen und Systeme, die 

nicht nur strompreis- oder stromnetzdienlich geführt werden können, sondern durch Entnahme von 

Umweltwärme aus Gewässern auch zusätzlich Härten der allgemeinen Erwärmung abmildern 

können. 

(2) Verschiedene Förderungen für Wärmetechnologien sollten sich nicht gegenseitig im Weg stehen. 

Fernwärmeanschlüsse sollten in Gebieten mit geplanten Wärmenetzen stärker gefördert werden als 

Wärmepumpen. Dies würde die Rentabilität der Netze erhöhen, Planungs- und Investitionssicherheit 

für die Betreiber stärken und so die Umsetzung deutlich beschleunigen. 
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